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Agrarpolitik

Mansholt-Plan 
zwischen Utopie und Wirklichkeit

Otto G ustav^ayer, Hamburg

Die Agrarpolitil^ ist immer ein Bereicli gewesen, 
dem politische Phrase, Demagogie und Pole­

mik nicht gerade fremd sind. So ist es auch 
schwer, in den Kommentaren zum Mansholt-Plan 
„Landwirtschaft 1980“ sachliche Argumentation 
und Kritik von emotional-irrationalen Äußerungen 
zu trennen. Die Stellungnahmen zu den Vor­
schlägen Sicco Mansholts für die Zukunft der 
europäischen Landwirtschaft reichten von einem 
Extrem ins andere: Empörung beim Berufsstand, 
heftige K ritik  bei den Parteien, Zustimmung in 
Brüssel. M ittlerweile hat sich die Erregung ge­
legt, und um den Plan ist Ruhe eingetreten. Ist 
also der Mansholtplan w irklich eine unrealistische 
Utopie, die es verdient, in der Versenkung zu 
verschwinden?

Dem Außenstehenden drängt sich jedenfalls der 
Eindruck auf, daß sich die Träger der Agrarpolitik 
entweder nicht darüber im klaren sind, was sie 
eigentlich wollen, oder bestehende Z ielkonflikte 
nicht zur Kenntnis nehmen. Um deshalb die Kom­
missionsvorschläge richtig würdigen zu können, 
kommen w ir nicht umhin, uns auf das Ausgangs­
ziel der Agrarpolitik zu besinnen. Dabei darf 
eines nicht vergessen werden: Mansholt ist ver­
pflichtet, eine g e m e i n s a m e  europäische 
Agrarpolitik anzustreben. Er muß deshalb die ge­
samte EWG im Auge behalten und kann z. B. 
nicht nur die bundesrepublikanischen Verhält­
nisse zugrunde legen. Dementsprechend kann eine 
Kritik auch nur von dieser Basis aus erfolgen.

Bisherige Politik gescheitert

Ausgangsziel der Agrarpolitik ist die Anhebung 
des Lebensstandards in der Landwirtschaft. Wie 
Berechnungen — trotz aller ihrer Mängel — zei­

gen, erreichen die landwirtschaftlichen Einkom­
men auch heute bei weitem nicht das Niveau der 
Einkommen vergleichbarer Wirtschaftsbereiche. 
Für die Zukunft hat die Agrarpolitik deshalb vor 
allem das Problem zu lösen, die Landwirtschaft 
der Gemeinschaft an die wirtschaftlichen und so­
zialen Bedingungen der übrigen Bereiche der 
Gesellschaft heranzuführen ’ ).

Bei der Verfolgung dieses Zieles gerät die Agrar­
politik jedoch schnell in ein Dilemma, wenn das 
Problem — wie bisher — einseitig von der Preis­
gestaltung her angegangen wird. Das gegenwär­
tige System der Marktinterventionen ste llt eine 
quantitativ unbegrenzte Marktstützung auf ho­
hem Preisniveau dar. Die Preise entsprechen 
weder nationalen wirtschaftlichen Notwendigkei­
ten noch den Erfordernissen einer europäischen 
Arbeitsteilung. Ihre Höhe ist allein das Ergebnis 
von politischen Kompromissen, die für alle M it­
gliedstaaten akzeptabel sein müssen.

Vielleicht hat diese Preispolitik zu einer Ein­
kommenssteigerung beigetragen: den Abstand zu 
vergleichbaren Berufsgruppen hat sie nicht ver­
ringert. Sie förderte nur die Erhaltung von Grenz­
betrieben, verhinderte eine beschleunigte Moder­
nisierung der Betriebe und versetzte einen ge­
ringen Teil der Landwirte in den Genuß von 
Differentialrenten.

Extreme Belastungen

Darüber hinaus führte diese Hochpreispolitik in 
Verbindung mit großen Produktivitätsfortschritten 
zu sehr beachtlichen Produktionssteigerungen. 
Diesen Produktionsausweitungen stehen aber nur

’ ) Vgl. Europäische Sitzungsdokumente. Memorandum zur Agrar- 
poiitii<, Dez. 1968, S. 29. Im folgenden zitie rt als „Memorandum“ .
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geringe Bevölkerungszuwäciise und niedrige Ein­
kommenselastizitäten der Natirungsmittelnach- 
frage gegenüber. Deshalb bestehen innerhalb der 
Gemeinschaft bei vielen Produkten Überschüsse, 
von denen einige selbst auf dem Weltmarkt keine 
Absatzmöglichkeiten finden.

Das Preisniveau kann somit nur aufrechterhalten 
werden, wenn immer höhere Kosten für die Vor­
ratshaltung, fü r die Zahlungen von Exporterstat­
tungen oder für inferiore Verwertung aufgewandt 
werden. Mit der Zeit führte diese Politik zu ex­
trem hohen Belastungen für die Gesamtheit. So 
stiegen die Ausgaben des EWG-Agrarfonds für 
derartige Zwecke von 115 Mill. DM für 1962/63 
auf geschätzte 10,5 Mrd. DM für 1969/70^). Fer­
ner muß berücksichtigt werden, daß diese Mittel 
w irkungsvoller in anderen Bereichen hätten ein­
gesetzt werden können.

Neuorientierung notwendig

Die bisherige Entwicklung läßt nur den Schluß 
zu, daß allein m it dem preispolitischen Instrumen­
tarium kein grundlegender Wandel in der Land­
wirtschaft herbeigeführt werden kann. Die Agrar­
politik muß neue Wege einschlagen. Unter den 
gegebenen Umständen muß der erste Schritt einer 
rationalen Agrarpolitik dahin gehen, das Ange­
bot den beschränkten Absatzmöglichkeiten anzu­
passen.
Die einfachste Politik der Anpassung würde der 
Verzicht auf jegliche preispolitische Intervention 
sein. Diese Politik ist aber wegen des zu erwarten­
den starken Preisverfalls aus sozialen und politi­
schen Gründen nicht durchführbar. Eine kontrol­
lierte, begrenzte Preissenkung birgt dagegen die 
Gefahr, daß die Landwirte die Produktion erhö­
hen, um ihr Einkommen zu halten. Deshalb müs­
sen andere Maßnahmen als die der Preispolitik 
zum Zuge kommen.

Eine Verringerung des Angebotes läßt sich da­
durch erreichen, daß die Zahl der hauptberuflich 
Erwerbstätigen abnimmt und landwirtschaftlich 
genutzte Flächen freigesetzt werden. Bei kon­
stantem Preisniveau führt diese Entwicklung noch 
nicht zu Einkommenserhöhungen. Für die in der 
Landwirtschaft Verbleibenden kann das Einkom­
men nur durch Produktivitätssteigerungen erhöht 
werden. Damit die daraus folgende Angebotsaus­
weitung nicht wiederum zu Überschüssen oder zu 
Preiseinbußen führt, muß die Zahl der Produk­
tionsfaktoren stärker sinken, als es fü r die alle i­
nige Anpassung des Angebotes an die Nach­
frage notwendig wäre.

Erst nach diesen Strukturwandlungen könnten die 
Agrarpreise ihre wirkliche wirtschaftliche Bedeu­

2) Vgl. D. M a n e g o 1 d ; Agrarwirtschaftliche Entwiciclungen in 
der EWG, in: Agrarwirtschaft. 8. 378.

tung wiedererlangen, d. h. sie könnten die Er­
zeugung im Hinblick auf ein Marktgleichgewicht 
ausrichten. Als realisierbarer und rationaler Weg 
der Agrarpolitik kommt deshalb nur eine Kom­
bination aus einer langfristigen strukturpolitischen 
Strategie und einer unterstützenden Preispolitik 
im Rahmen dieser Strategie in Frage.

Verringerung der Erwerbslätigenzahl

Eine derartige Neuorientierung der europäischen 
Agrarpolitik liegt nun den Vorstellungen der EWG- 
Kommission zugrunde, die dem M inisterrat vom 
Vizepräsidenten Mansholt vorgetragen wurden. 
Eine Überprüfung dieses sog. „Mansholt-Planes“ 
zeigt, daß diese Vorschläge aber nicht allein von 
der Agrarpolitik realisiert werden können, son­
dern ihre Durchführung die Unterstützung anderer 
Politiken erfordert.

Zunächst wird ein Bündel von Maßnahmen vor­
geschlagen, die eine Verringerung der in der 
Landwirtschaft Beschäftigten zum Ziele haben. 
Die Kommission hält es für erforderlich und rea­
listisch, daß der Anteil der Landwirtschaft an der 
Gesamtzahl der Erwerbstätigen bis 1980 von rund 
15°/o auf ca. 6 ,5°/o verringert w ird, d .h . 5 Mill. 
Menschen sollen aus der Landwirtschaft ausschei­
den. Dazu ist es notwendig, daß den älteren 
Landwirten durch eine vorzeitige Altersrente nahe­
gelegt wird, ihre landwirtschaftliche Tätigkeit auf­
zugeben und damit Boden freizusetzen. Jüngeren 
muß die Möglichkeit geboten werden, einen außer­
landwirtschaftlichen Beruf zu ergreifen. Insbeson­
dere g ilt das für die Betriebsleiter, da die Um­
strukturierung vor allem von deren Ausscheiden 
abhängt. Zudem müssen die Kinder von Land­
wirten eine Ausbildung erhalten, die ihnen die 
Wahl von außerlandwirtschaftlichen Berufen er­
möglicht )̂.
Damit kommen der Bildungs- und der Sozialpolitik 
im Rahmen der Agrarpolitik eine große Bedeu­
tung zu. Der Schwerpunkt zukünftiger Bildungs­
politik liegt nicht nur in einer Verbesserung 
und Förderung der Allgemeinbildung auf dem 
Lande, sondern auch In Ausbildungs- und Um­
schulungseinrichtungen, die auf einen außerland­
wirtschaftlichen Beruf vorbereiten.

Flankierende Maßnahmen

Soll der Beschäftigungswandel nicht zu einer Ab­
wanderung aus den ländlichen Gebieten führen, 
müssen flankierende Maßnahmen der Wirtschafts­
politik einsetzen. Vor allem ist das Problem zu 
lösen, ausreichende und geeignete Arbeitsplätze 
für die ausscheidenden Erwerbstätigen zu schaf­
fen. Voraussetzung fü r die Ansiedlung von ent­
sprechenden Industrien ist eine Verbesserung der

3) Vgl. Memorandum, S. 34.
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Verkehrsverhältnisse und der Energieversorgung 
sowie der Ausbau zentraler Orte. Wie aber der 
Aufbau dieser Industrien, die rd. 2,5 Mill. neue 
Arbeitsplätze schaffen müssen, bis 1980 bewerk­
stelligt werden soll — diese Frage ble ibt in den 
Kommissionsvorschlägen offen. Aber nicht nur 
unter diesem Aspekt wird die Lösung des Agrar­
problems mehr Zeit in Anspruch nehmen müssen, 
als die Kommission vorgesehen hat. Denn da eine 
rasche Industrialisierung der ländlichen Gebiete 
nicht zu erwarten ist, würden sich durch eine 
schnelle Abwanderung schwerwiegende raum­
ordnungspolitische Probleme ergeben"*).

Ein derartiger Wandel in der M obilität setzt zu­
dem noch bei den Betroffenen ein hohes Maß an 
Unterstützung und Mitarbeit, d. h. an Einsicht, 
voraus. Wenn jedoch jahrzehntelang von dem be­
sonderen Werte des bodenständigen Bauerntums 
die Rede ist, der ein unentbehrlicher Hort der 
Freiheit sei und eine große Rolle bei der Er­
haltung der Individualität spiele, fä llt es schwer, 
an eine Änderung in der ländlichen Einstellung 
zum Eigentum und zur Bewirtschaftungsweise zu 
glauben.
So ist es auch nicht verwunderlich, daß auch heute 
noch eine große Anzahl von Landwirten der Über­
zeugung ist, daß eine bessere wirtschaftliche und 
soziale Stellung auch mit den herkömmlichen 
Maßnahmen erreicht werden kann. Der öffent­
lichen Hand und den landwirtschaftlichen Organi­
sationen fä llt damit die wichtige Aufgabe zu, eine 
entsprechende Informations- und Aufklärungspoli­
tik zu betreiben. Bisher kann den meinungsbilden- 
den Bauernverbänden höchstens das Gegenteil 
bescheinigt werden ^).

Schaffung optimaler Betriebsgrößen

Für die in der Landwirtschaft Verbleibenden müs­
sen Maßnahmen zur Steigerung der Produktivität 
ergriffen werden. Eine Rationalisierung in der 
Landwirtschaft ist immer gleichbedeutend mit 
einer Entwicklung zu spezialisierten Produktions­
methoden und kapitalintensiveren Produktions­
verfahren. Je kapitalintensiver die Verfahren sind, 
desto höher sind die fixen Kosten; die Belastun­
gen durch Abschreibungen und Zinsen erhöhen

■<) Vgl. zu den raumordnungspolitischen Problemen den Beitrag 
von Klaus V o g t  in diesem Heft.
5) Vgl. H. P r I e b e : Die Proteste richten sich an die falsche 
Adresse. In: WIRTSCHAFTSDIENST, 48. Jg. (1968), H. 5, S. 250.

sich. Das bedeutet aber einen verstärkten Zwang 
zur großbetrieblichen Erzeugung und damit zur 
Konzentration '*).

Die bisherigen Familienbetriebe dürften aber die 
erforderlichen Größen nicht erreichen. Mit dem 
Mansholt-Plan wird deshalb auch der Versuch 
unternommen, von den ideologischen Vorstellun­
gen über den Familienbetrieb fortzukommen und 
das Problem der Betriebsgrößen allein unter dem 
Gesichtspunkt der Produktivität zu sehen. Die 
Produktion soll immer mehr in solche Betriebe 
verlagert werden, die neben einem ausgebauten 
Rechnungswesen eine Betriebsgröße aufweisen, 
die eine Anwendung wirtschaftlicher Produktions­
verfahren und eine optimale Ausnutzung der Pro­
duktionsfaktoren gewährleistet.

Als Richtwerte für die optimale Betriebsgröße bei 
den Hauptkulturen (Getreide, Hackfrüchte usw.) 
werden 80 bis 120 ha angegeben; bei der Milch­
produktion soll die Mindestgröße 40 bis 60 Kühe 
umfassen, bei der Fleischproduktion 150 bis 200 
Rinder. Die Geflügelmast soll eine Jahreserzeu­
gung von 100 000 Stück erreichen, und mindestens 
10 000 Legehennen sollen für eine optimale Eier­
erzeugung erforderlich sein. Die Werte bei der 
Schweinemast umfassen 450 bis 600 Tiere 0-

Das Ausmaß zukünftiger Strukturwandlungen in 
der europäischen Landwirtschaft wird deutlich, 
wenn diese Richtwerte m it der gegenwärtigen 
Lage verglichen werden ®). Noch Anfang der sech­
ziger Jahre wiesen 67,5%  aller Betriebe eine 
landwirtschaftliche Nutzfläche von weniger als 
10 ha auf. 1966 gab es nur 121 Betriebe mit 
Jungmastrinderbeständen von 150 und mehr 
Tieren. Der Produktionsanteil dieser Betriebe er­
reichte in der BRD nur 0 ,5% , in Italien 2 ,2%  
und in Belgien 1 %.

Probleme neuer Betriebsformen

Um die Bildung von Unternehmen und Produk­
tionseinheiten optimaler Größe zu fördern, muß 
deshalb ein umfangreiches Beihilfensystem einge­
führt werden ’ ). Die Zusammenlegung von Be-

i) Vgl. M. S c h u l z - T r i e g l a f f :  Agrarromantik verhindert 
Rationalisierung. In: WIRTSCHAFTSDIENST, 49. Jg. (1969), H. 1, 
S. 41.
^) Vgl. Memorandum, S. 55.
8) Vgl. M. S c h u l z - T r i e g l a f f ,  a. a. 0 .. S. 43.
») Vgl. Memorandum, S. 58 f.

5 5  F I L I A L E N  U N D  Z W E I G S T E L L E N  IN H A M B U R G ,  C U X H A V E N  U N D  K I E L
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trieben und die Anschaffung von Ausrüstungen 
und Anlagen, die auf diese Größen zugeschnitten 
sind, erfordern hohe Aufwendungen. Die Kom­
mission denl<t an Investitionsbeihilfen in Höhe 
von durchschnittlich 30 %  der investitionsaus- 
gaben, an Darlehen in bedeutendem Umfange 
und an finanzielle Starthilfen für neue moderne 
Unternehmen. Bei diesen Hilfen ist allerdings 
darauf zu achten, daß nicht gerade die Über­
schußbereiche bedacht werden.

Angesichts der großen Unterschiede zwischen den 
bestehenden Strukturen und den von der Kom­
mission genannten Zielvorstellungen erscheint es 
jedoch zweifelhaft, daß die bisher sehr langsame 
Entwicklung zu größeren Produktionseinheiten 
und Unternehmen so beschleunigt werden kann, 
daß 1980 eine annähernd optimale Struktur vor­
liegt. Da die Bildung solcher Betriebsformen auf­
grund der gesellschaftspolitischen Vorstellungen 
das Ergebnis der freien Initiative der Landwirte 
sein soll, stellen die schon erwähnten psycholo­
gischen und soziologischen Verhältnisse, das Fest­
halten an überkommenen Eigentums- und Bewirt­
schaftungsstrukturen ein großes Hemmnis dar.

Weiterhin müssen bestehende Rechts- und Steuer­
gesetze geändert werden, damit die Zusammen­
legung mehrerer Betriebe nicht an formalen Juris- 
men scheitert. Gerade die Unternehmensformen, 
die von mehreren Familien gebildet werden, be­
dürfen einer Organisationsform, die es ihnen er­
laubt, als Einheit aufzutreten. Die Kommission 
denkt in diesem Zusammenhang auch daran, falls 
erforderlich, eine Rechtsform europäischen Typs 
zu schaffen, die neben die bestehenden nationa­
len Formen treten könnte. Damit kommt aber die 
gesamte Problematik der Harmonisierung von 
Wirtschafts- und Steuerrecht ins Spiel.

Verringerung der Nutzfläche

Wenn die Reform der Produktionsstruktur durch 
die Bildung größerer und produktiverer Betriebe 
gelingen sollte, w ird der Zuwachs an landwirt­
schaftlicher Produktion beschleunigt. Damit er 
nicht auch dadurch vergrößert wird, daß mehr 
Flächen in die landwirtschaftliche Nutzung ge­
nommen werden, was dem Ziel der Anpassung 
an die Nachfrage zuwiderlaufen würde, müssen 
Maßnahmen getroffen werden, um die Größe der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche an diesem Ziel 
auszurichten.

Zu diesem Zweck w ill die Kommission vermieden 
wissen, daß diese Flächen durch staatliche In­
terventionen erhöht werden. Deshalb sollen die 
staatlichen Hilfen zur Nutzbarmachung von Öd­
land, Wald und anderen Flächen gestrichen wer­
den. Gewonnenes Neuland soll zudem nur für 
nichtlandwirtschaftliche Zwecke genutzt werden.

und unrentable Flächen sollen stillgelegt werden. 
Auf diese Weise sollen bis 1980 mindestens 5 Mill. 
ha der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen wer­
den. Diese Flächen sollen teilweise in Erholungs­
gebiete umgewandelt und zum größeren Teil auf­
geforstet werden.

Um dieses Ziel zu erreichen, müssen die Eigen­
tümer landwirtschaftlicher Nutzflächen dazu an­
geregt werden, ihre Flächen für derartige Zwecke 
zur Verfügung zu stellen. Neben Aufforstungshil­
fen sollen — bei Versagen der freiw illigen Initia­
tive — auch staatliche und halbstaatliche Stellen 
durch Kauf oder Pachtung solcher Flächen ein- 
springen. Dabei muß aber darauf geachtet wer­
den, daß nur dann Auswirkungen auf die Pro­
duktion zu erhoffen sind, wenn ertragreiche Böden 
von der Stillegung betroffen werden. Eine Auf­
forstung von Grenzertragsböden oder deren Um­
wandlung in Erholungsgebiete bliebe sinnlos. Zu­
sätzlich müssen auch in diesem Falle flankierende 
Maßnahmen ergriffen werden; z .B . muß durch 
eine Verbesserung der Verkehrswege u. ä. der 
Fremdenverkehr gefördert werden.

Integration der Agrarpolitik

Die Betrachtung des Mansholtplanes zeigt, daß 
die Schwierigkeiten der Agrarpo litik  — neben der 
Durchführung ihrer speziellen Maßnahmen — vor 
allem darin bestehen, daß ein rationales Konzept 
zwangsläufig auch andere w irtschaftspolitische Be­
reiche, insbesondere die Regionalpolitik, berührt 
und von diesen Bereichen Unterstützung erhalten 
muß. Die Agrarpo litik  darf deshalb keine isolierte 
sektorale Politik bleiben. Sie muß ein Teilbereich 
der allgemeinen europäischen W irtschaftspolitik 
werden. Jede Weiterentwicklung in der Agrar­
politik erfordert deshalb eine zunehmend ge­
meinsame Politik auch in den anderen Wirtschafts­
bereichen, wenn die Entwicklung nicht gebremst 
werden soll.

Das Verdienst der Kommissionsvorschläge ist des­
halb auch vor allem darin zu sehen, daß neben 
einem kühnen Konzept fü r die zukünftige Ent­
wicklung der Landwirtschaft auch das Problem 
einer weiteren und schnelleren Harmonisierung 
vieler Wirtschaftsbereiche -  wenn auch nur im­
plizite — aufgeworfen wird. Der Mansholt-Plan 
bedarf deshalb sicher der Ergänzung und auch 
Änderungen, die dem unterschiedlichen regio­
nalen Entwicklungsstand in der europäischen 
Landwirtschaft Rechnung tragen. Aber er ist zu­
mindest die Grundlage für ein großes gemein­
sames Projekt — der Reform der europäischen 
Landwirtschaft —, das ein krämerhaftes und kurz­
sichtiges nationales Denken verbietet. Es darf 
keine Utopie bleiben — seine Durchführung ist eine 
Notwendigkeit.
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